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Kulissenwechsel mit Kanonen
D er „Abzug von Besatzungsiruppen" -  und was dahinlersieckt

Im Zuge der jüngsten sowjetischen Bemobilisierungsmaß- 
nalimen werden seit XXitte M ai verschiedene Besatzungsein- 
heiten aus der Zone zurückgezogen. D ie  SED spricht in  diesem 
Zusammenhang w ieder die Forderung nach dem „Abzug aller 
Besatzungsiruppen aus ganz Deutschland“ aus. Sie w ill damit 
den Anschein erwecken, als hatten die Sowjets m it ihren jüng­
sten Truppenverscliiebungen eine A rt Anfang gemacht. T a t­
sächlich handelt es sich lediglich um einen Kulissenwechsel, 
hei dem die „Nationale Volksarmee“ schrittweise öle Positionen 
der Besatzungsstreitkräfte besetzt. Dieses Manöver ist bereits 
im  Warschauer Militärabkommen festge leg t und w ird  jetzt 
lediglich in Zusammenhang m it den anderen sowjetischen Maß­
nahmen gebracht.
Bekanntlich haben die Sowjets 

die Demobilisierung von insge­
samt 1,2 M illionen Soldaten an­
gekündigt. D er H intergrund 
dieser Aktion ist in dem Fehlen 
von Arbeitskräften fü r die so­
wjetische Industrie und Land­
w irtschaft sowie fü r die ge­
plante 500 OOG-Mann-Besiedlung 
sibirischer Landstriche zu su­
chen. Auch Moskau ist es heute 
unmöglich, eine derart gew al­
tige  stehende Armee zu unter­
halten und gleichzeitig derartige 
W irtsehaftsprojekte zu planen.

Es lieg t auf der Hand, daß 
die Sowjets in  diesem Zusam­
menhang auch dringend benö­
tig te  Fachkräfte aus Deutsch­
land zurückziehen möchten. 
Beim gegenwärtigen Stand der 
sowjetzonalen Streitkräfte ge­
nügte ein Bruchteil der in  M it­
teldeutschland stationierten So­
wjeteinheiten, um die Besat­
zungsaufgaben zu übernehmen. 
Jede weitergehende m ilitärische 
Überlegung erübrigte sich in­
fo lge  der Tatsache, daß die So­
w je ts , von Sibirien bis an die 
E lbe eine fre ie  Durchfahrts­
straße haben. D ie gegenwärtige 
polnische Grenze ist von Berlin 
nur 100 K ilom eter en tfern t. . .

Dazu kommt, daß die schritt­
weise Zurückziehung der So­
wjettruppen laut Warschauer 
Vertrag Hand in  Hand m it der

Verstärkung der SED-Armee 
gehen soll. Es ist erklärlich, 
daß die Kommunisten fü r jeden 
ein ige 100 K ilom eter w eiter öst­
lich verlegten Rotarm isten die 
Atlantik-Passage von zehn An­
gehörigen der US-Streitkräfte 
sehen möchten. Und dies nach 
M öglichkeit unter gleichzeitiger 
Preisgabe der W iederbewaff- 
nung der Bundesrepublik. 
W ie  sieht es denn in W irklich­
keit aus?

Das neue Armeekorps M itte
Es liegen eindeutige Nachrich­

ten vor, wonach das noch in  der 
Aufstellung befindliche I I I .  A r­
meekorps der Zonenarmee, das 
von Potsdam  aus geleitete „A r­
meekorps M itte“ , naph einem in  
Warschau ausgearbeiteten Plan 
die Kasernen abrückender So­
w jeteinheiten bezieht. Auch die 
kürzlich in  Brandenburg/Havel 
verabschiedeten beiden sow jeti­
schen Fliegereinheiten werden 
von weitaus stärkeren Einheiten 
der neuen sowjetzonalen L u ft ­
waffe abgelöst. D ie P lanziffer 
fü r die Zonenluftwaffe lieg t 
nach inoffiziellen Angaben vor­
erst bei 15 000 Mann. Im  g le i­
chen Maße geht die Ausrüstung 
der Zonenarmee m it Panzern 
und A rtiller ie  vonstatten. In  v ie­
len  Fällen  lassen sowjetische 
Einheiten ihre gesamte tech­
nische und Waffenausrüstung 
zurück. Es wurde auch festge­

stellt, daß ausgetauschte Sow jet­
einheiten ihre W affen für die 
damalige K Y P  zurückließen, 
während die Ablösung mit vö l­
lig  neuer Ausrüstung ankam 
und neue Kasernen bezog.

A u f diese A rt sind die m ilitä­
rischen K rä fte  in der Sow jet­
zone laufend verstärkt, niemals 
aber verringert worden. Prak ­
tisch könnte die Sowjetarmee 
heute ihre gesamten Besatzungs­
truppen aus der Zone abziehen, 
ohne daß sich dadurch fü r sie 
die Machtverhältnisse änderten. 
Denn die abgezogenen Truppen 
von den nahen „volksdemokra­
tischen“ Grenzen w ieder an die 
E lbe zu werfen, dürfte keine 
Schwierigkeiten bereiten.

F D J übernimmt „Verteid igung“

Das neue propagandistische 
SED-Manöver hat aber noch 
einen weitaus realeren H in ter­
grund. FD J und SED beginnen 
in  diesen Tagen eine neue W er- 
bekampagne fü r die Armee. 
U nter dem M otto: „D ie sow jeti­
schen Freunde ziehen ab —  w ir 
übernehmen selbst die Verteid i­
gung der H eim at!“  werden U ni­
versitäten, Schulen und Betriebe 
rücksichtslos nach „F re iw illi­
gen“ ausgekämmt. A u f diese 
A rt  soll das Armeekorps M itte 
noch bis zum Herbst auf volle 
Stärke gebracht werden.

Dazu kommt die versteckte 
Drohung der SED-Regierung, 
„besondere Maßnahmen“ zu er­
greifen , fa lls die Bundesrepu­
b lik  eine Wehrpflicht verkünden 
w ird. D ie SED ist sich vö llig  
darüber im Klaren, daß sie bei 
der von ihr geübten Praxis 
keine Wehrpflicht einzuführen 
braucht. Drohungen von kom­
munistischer Seite aber haben 
im  W esten bisher immer nur 
das Gegenteil bewirkt. Schließ­
lich sind die sichtbaren T a t­
sachen härter als kommunisti­
sche Propaganda-Argumente,
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Die Große Anfrage
D T. D ie Große Anfrage über 

die Entwicklung in der Sow jet­
zone, die a lle Fraktionen ge­
meinsam im Bundestag ein- 
brachten, hat eine gründliche 
Erörterung gesamt deutscher 
Fragen  und w ichtige Erklärun­
gen der Bundesregierung zur 
Folge. — Diese Diskussion 
w ar seit langem fä llig . Sie ist 
notwendig, sie ist nützlich. Aus 
ih r ergab sich eine Bestandsauf­
nahme der sowjetzonalen W irk ­
lichkeit, eine Prü fung des ge­
teilten Bebens Berlins und der 
Möglichkeiten engerer mensch­
licher Verbindungen der Deut­
schen untereinander. Nicht das 
Gegensätzliche und sogar Feind­
liche, sondern das Menschliche 
steht hier im Vordergrund. 
Nüchtern sollen die Tatsachen 
sprechen und nicht leidenschaft­
lich die Gefühle. Ziel der par­
lamentarischen Aktion in F rage 
und Antwort w ar euch nicht die 
Anklage —  die Tatsachen selbst 
klagen an — , sondern die E r­
leichterung der menschlichen 
Beziehungen über den trennen­
den Grenzstreifen hinweg. Es 
w ar nicht ein polemischer Ge­
richtstag, sondern ein Tag  deut­
scher Solidarität und Zusam­
m engehörigkeit, zu der w ir  uns 
um so entschiedener bekennen 
müssen, als uns die staatliche 
Einheit noch immer versagt 
w ird.

Das. was der Bundestag un­
ternahm, das ist allerdings auch 
keine Diskussion mit den Macht­
habern von Pankow. Die spre­
chen eine andere » Sprache als 
w ir  und die Bevölkerung der 
Zone. W ir  können uns m it ihnen 
nicht verstehen und verständi­
gen. Deshalb ist es auch un­
möglich, die höchsten und aller­
höchsten Pamphlete zu beant­
worten, die gelegentlich aus 
Pankow nach Bonn flattern. W er 
andere nur beschimpft und da­
zu behauptet. 2 X 2  sei 5. der 
m ag zwar die kommunistische 
D ialektik ausgezeichnet beherr­
schen, . aber als Partner ernst­
hafter Diskussion kommt er 
nicht in Frage.

Das alles schließt jedoch die 
gemeinsame Regelung techni­
scher Fragen  nicht aus, die ja  
auf dem Gebiet des Handels, 
des Verkehrs und anderer ge­
samtdeutscher Aufgaben bereits

üblich ist. Wenn die Möglich­
keit w eiterer Kontakte solcher 
A rt gegeben sein sollte, dann 
dürfen w ir  uns ihnen dort, wo 
sie eine H ilfe  in menschlicher 
N ot und einen Dienst an der 
deutschen Gemeinschaft bedeu­
ten, nicht engherzig verschlie­
ßen. H ilfe  in menschlicher Not 
— w ir  denken dabei vor allem 
an die politischen I-Iäftlinge der 
Zone, für deren Freilassung w ir 
nicht nur reden, sondern auch 
handeln müssen.

über die eiserne Grenze, die 
hier besteht, sind sich alle 
deutschen Parteien einig. Auch 
der Vorsitzende der SPD, Erich  
Oilenhauer, hat soeben wieder 
direkte Verhandlungen zwischen 
der Bundesregierung und der 
Sowjetzonenregierung, die eine 
Legalisierung der Spaltung
Deutschlands bedeuten würden, 
kategorisch abgelehnL 

Pankow muß bekennen 
Auch aus anderen Gründen ist 

ein solches Verfahren unmög­
lich. H ierfür müßten sogar die 
Sowjets Verständnis äußern,
wenn sie uns eine ehrliche  A n t­
w ort auf diese F rage geben 
wollten. Wenn sie nämlich die 
„staatsmännischen“ F iguren be­
trachten, die sie in Pankow um 
sich * großgezogen haben, dann 
m ag ihnen die Gelenkigkeit ge­
fallen, m it der gewisse Sproß- 
linge der volksdemokratischen 
Ümerziehung, an roten Fäden 
streng gehalten, ihre possier­
lichen Bewegungen machen. 
A ber die Sowjets werden sich 
selbst ganz leise gestehen, w e l­
che merkwürdige Repräsenta­
tion des deutschen Volkes sie 
sich da geschaffen haben —  w ie 
unecht sie ist, w ie mißachtet 
und w ie haltlos, sobald ihnen 
die stützende Hand Moskaus
entzogen werden sollte.

In  diesem Widerspruch zw i­
schen regierender Macht und
staatsbürgerlichem Vertrauen, 
der die Position der Sow jet­
zonenregierung kennzeichnet, 
liegen auch die nicht geringen 
Schwierigkeiten, die Pankow
einer Vertiefung und Auswei­
tung der menschlichen Verbin­
dungen zwischen den beiden
Teilen Deutschlands in den
W eg  stellt. D ie Machthaber der 
Zone stellen die kommunisti­
sche Doktrin über die nationale 
Zusammengehörigkeit der Deut­
schen. Niemals wurde von der 
Bundesrepublik gefordert, daß

ein w iedervereintes Deutschland 
diese oder jene politische, so­
ziale, wirtschaftliche und ideo­
logische Prägung haben müsse. 
Gefordert wurde vielm ehr nur, 
daß das Fragen sind, die - nur 
das Volk selbst nach seinem 
souveränen ’W illen entscheiden 
kann. Man sage in Pankow 
nicht, daß w ir  es mit dieser 
Forderung leicht hätten! Nach 
der kommunistischen Propa­
ganda ist das nämlich gar nicht 
der Fall. .Sie behauptet doch 
ständig, daß i auch die Deut­
schen der Bundesrepublik, in 
diesem Fa lle  „Patrioten“ ge­
nannt, nichts sehnlicher wün­
schen, als von der kapitalisti­
schen Diktatur Adenauers be­
fre it und in den Genuß der so­
zialistischen „Errungenschaften“ 
der Zone gebracht zu werden. 
Solcher Genußsucht erliegen 
vielleicht die paar Berliner F a l­
ken, leider ohne sie im kommu­
nistischen Machtbereich selbst 
befriedigen zu wollen. Aber 
wenn es sich tatsächlich so ver­
hielte, w ie es die kommunisti­
sche Propaganda verkündet, 
dann ist es doch erst recht un­
begreiflich, daß Pankow nicht 
den geringsten Versucht macht, 
mit H ilfe  der in Westdeutsch­
land angeblich überwiegenden 
„Patrio ten“ den „Klassenfeind“ 
in freiem  W ahlkampf so aufs 
Haupt zu schlagen, daß der ge­
samtdeutsche Staat nach dem 
Muster der so heiß begehrten 
„sozialistischen Errungenschaf­
ten“ aufgebaut werden kann.

D ie Furcht, die sich hier äu­
ßert. ist auch der Grund dafür, 
daß Pankow an einer Erleichte­
rung und freieren Gestaltung 
der innerdeutschen Beziehungen 
kein Interesse zeigt. Der Bun­
destag sollte deshalb die So- 
w jetzonenregierung, die der 
W iedervereinigung Deutsch­
lands im  Namen Moskaus so 
große Schwierigkeiten bereitet, 
endlich in die Lage  versetzen, 
klipp und klar zu bekennen, ob 
sie tatsächlich auch N je t zu 
allen Möglichkeiten sagt, die 
Deutschen in freierem  Verkehr 
einander näherzubringen.

Xi eine Antwort?
Es ist allerdings so gut wie 

sicher, daß die so souveräne 
Demokratische Republik auch 
in dieser Entscheidung von 
Moskau abhängig ist. Das ist 
eine Tatsache, die w ir  nicht 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Woehenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte, Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Fostkarte m it falschem Absen­
der an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . B e g n i  
Berün-Tempelhof 1 

M anired-v.-IiicM kofen-Str, 2, I I  
Falls  Sie den kleinen TA G  

mit der Post erhalten, entfernen 
Si8 b itte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift,

W ir  danken Ihnen für Ihr@ 
H ilfe .

Dürfen sie nicht heimkehren?
Zahlreiche Deutsche werden als Sowjetbürger festgefealtess 

B o n n  (DPA/APD. B ia Sowjetunion hat der Bundesregie­
rung ln  einer Note das Ergebnis der Überprüfung der Namen- 
liste von tausend deutschen Staatsangehörigen m it ge teilt, die 
nach deutscher Ansicht noch in  der Sowjetunion festgehalten 
werden. Diese E iste war auf Grund von Angaben deutscher 
Heimkehrer und des Koten Kreuzes zusammengestellt und 
durch Botschafter Dr. Haas in Moskau überreicht worden.

In  ihrer Antwort erklärt die gesucht hätten, seien Fragebo- 
sowjetische Regierung, daß in 
der deutschen L is te  „aus unbe­
kannten Gründen eine beträcht­
liche Anzahl von Personen" auf­
geführt sei, die sowjetische 
Staatsbürger sind. In  der Note 
w ird  ferner darüber K lage ge­
führt, daß die deutsche Bot­
schaft in Moskau kürzlich in 
zahlreichen Fällen  „Besprechun­
gen m it sowjetischen Bürgern 
über ihre Ausreise aus der So­
wjetunion** geführt habe. D ie­
sen sowjetischen Staatsbürgern, 
die die deutsche Botschaft auf-

Sowjetoffizier packt aus
Leutnant Owtsehxanikow vor der Westberliner Presse

Berlin (Eigenmeldung). Ein
junger, bemerkenswert In telli­
genter russischer Leutnant,
Iwan Owtschinnikow, ist dOr 
Berliner Presse vorgestellt w or­
den. E r ist im  Dezember letz­
ten Jahres aus Stahnsdorf bei 
Berlin  geflüchtet, w o er im 
29. sowjetischen Sonder-Regi- 
ment für Funkaufklärung
diente.

Befragt, was er über den 
amerikanischen Telefonabhör- 
tunnel bei Rudow halte, meinte 
Owtschinnikow, das sei nur ein 
Tropfen in  dem M eer von Ab- 
hörstellen, die die Sowjets 
ihrerseits errichten. E r sagte 
weiter, die sowjetischen Ent­
spannungsmanöver und die 
Abrüstungspropaganda seien 
eine Fassade, hinter der die 
sowjetischen Streitkräfte zu 
einem A ngriffskrieg  geschult 
würden.

Owtschinnikow betonte, daß 
die neue „kollektive D iktatur" in 
Rußland wesentlich auf den 
Druck der Bevölkerung zu­
rückgehe. D ie sowjetischen 
O ffiziere in der Zone seien sich 
durchaus bewußt, daß die 
deutsche Bevölkerung das Pan- 
kower Regim e und den Kom ­
munismus ablehnten. Seit An­

fang 1955 sei den sowjetischen 
Soldaten jegliche Fraternisie- 
rung m it den Deutschen wieder 
verboten.

Schifte für Bandesmarine
K ie l (AP/D PA). D ie neue 

deutsche Bundesmarine hat ihre 
ersten schwimmenden Einheiten 
in  K ie l in Dienst gestellt. Es 
handelt sich um Schnellboote, 
die von der britischen Marine 
übernommen wurden.

gen und andere Dokumente aus­
gehändigt worden. E in Russe 
namens Blesner habe sogar 
einen" deutschen Paß ' erhalten.

D ie sowjetische Regierung 
betont, daß nach dem Gesetz 
die Ausreise sowjetischer Bür­
ger ins Ausland auschließlich 
von sowjetischen Behörden be­
handelt werde, an die In ter­
essenten sich persönlich wenden 
müßten. Eine Ausreise von So­
w jetbürgern könne nur m it E r­
laubnis des Präsidiums des 
Obersten Sowjets in jedem ein­
zelnen Falle erfolgen. Eine 
doppelte Staatsbürgerschaft 
kenne das sowjetische Gesetz 
nicht. (Und w ie ist es mit U l­
bricht und Genossen? — Die 
Red.).

Nähere Angaben über die so­
wjetischen Nachforschungen 
nach den in der Sowjetunion 
befindlichen Deutschen enthält 
die Note nicht. Es w ird jedoch 
auf eine Sowjetnote vom 27. 
A pril verwiesen, in der Moskau 
H ilfe  bei der Rückführung von 
Personen aus der Sowjetunion 
zugesagt hatte, die „angeblich 
die deutsche Staatsangehörig­
keit besitzen“ .

Zu Fuß nach Berlin
Außenminister von Brentano in Kopenhagen

Kopenhagen (AP/DPA). Bun­
desaußenminister von Brentano, 
der sich in Kopenhagen auif- 
hielt, kam in einer Pressekon­
ferenz noch einmal ausführlich 
auf die Oder-Neiße-Grenze zu 
sprechen. Das Anliegen der 
Deutschen, in ihrer Heimat die 
Freiheit wiederzuerlangen, sCi 
ein Anliegen, das niemand in 
seiner moralischen Berechtigung 
bezweifeln werde. Dies gelte 
fü r die Sowjetzone w ie fü r die 
Oder-Neiße-Grenze, sagte er. 
Der Minister gab der Zuver­
sicht Ausdruck, daß sich das 
Unrecht von 1945 rückgängig 
machen lasse.

A ls von Brentano gefragt 
wurde, wann er nach Berlin 
übersiedeln werde, antwortete 
er: „Sobald uns fre ie Wahlen 
gestattet werden. Ich bin be­
reit, von Bonn nach Berlin zu 
Fuß zu gehen.“

Bei einem Empfang im Schloß 
Christianborg erklärte der dä­
nische Ministerpräsident und 
Außenminister I-Iansen. die Dä­
nen und die Deutschen seien 
als gute Nachbarn aufeinander 
angewiesen, und wenn sie sich 
gelegentlich scharf gegenüber- 
gestanden hätten, so dürfe man 
doch nicht an der Vergangen­
heit festhalten.



Schnelle Beschlüsse in Venedig
Vertrage für „Euratom“  und gemeinsamen Markt 

Venedig (A P jD P A ). D er M inisterrat der Montanunion hat in  
Venedig zu Beginn einer zweitägigen Konferenz überraschend 
schnell beschlossen, unverzüglich m it der Ausarbeitung von 
Verträgen zur Schaffung des europäischen Atompools „Eura­
tom“ und zur Errichtung eines gemeinsamen Marktes der sechs 
Bänder zu beginnen. E in Ausschuß der Sachverständigen der 
sechs Regierungen soll am 26. Juni in  Brüssel unter Vorsitz 
des belgischen Außenministers Spaak die A rbeit aufnehmen.
D er Vertragsinhalt' wird, fo l­

gende wesentliche Punkte um­
fassen: 1. Schaffung des euro­
päischen Atompools, der gleich­
mäßigen Versorgung der Län ­
der m it spaltbarem M aterial 
sichert. Der Poo l soll von den 
USA m it Uran beliefert werden.
2. Errichtung eines gemeinsa­
men Marktes der sechs Länder 
innerhalb von 12 b is '15 Jahren. 
Danach soll es zwischen den 
sechs Ländern weder Zölle noch 
Kontingente geben.

Ein deutscher Sprecher teilte 
m it, daß Staatssekretär H a ll­
stein, der an Stelle von Außen­
minister von Brentano die Bun­
desrepublik vertritt, und der 
französische Außenminister P i-  
neau ihren Aufenthalt in  Vene­
d ig zur Fortführung der Saar­
besprechungen benutzen werden.

Prager Studenten fordern 
Freiheiten

N ew  York (D PA ). Tschecho­
slowakische Studenten haben 
das politische Leben in ihrem 
Lande „ungewöhnlich kühn“ 
kritisiert und größere F reihei­
ten gefordert, w ie der P rager 
Korrespondent der „N ew  York

Tim es“  meldet. Eine Resolution 
der Studenten an den Erzie­
hungsminister sei nur zum T e il 
veröffentlicht worden unter 
W eglassung jener Absätze, in 
denen das politische Leben in 
der Tschechoslowakei kritisiert 
wurde.

Nach den Inform ationen des 
Korrespondenten haben die 
Studenten u. a. gefordert: Das 
Volk  . soll die M itg lieder des 
Parlaments kontrollieren und 
gegebenenfalls abberufen kön­
nen, wahrheitsgetreue und un­
abhängige Unterrichtung der 
Bevölkerung, fre ie Einfuhr aus­
ländischer Zeitungen und Bü­
cher und Freilassung politischer 
Gefangener.

Ä a  Seiiöneisld gescheitert
London (A P ). Britisch-sowje­

tische Verhandlungen über die 
Einrichtung eines beiderseiti­
gen Flugdienstes zwischen Lon­
don und Moskau sind geschei­
tert —  hauptsächlich wegen der 
Frage, ob der Ostberliner oder 
der .W estberliner F lugplatz fü r 
Zwischenlandungen benutzt w er­
den solle.

D ie  Sowjetunion hatte einen 
britisch-sowjetischen Gemein- 
schaftsdienst vorgeschlagen, 
wobei die britische Lu ftver­
kehrsgesellschaft B E A  die 
Strecke London — Schönefeld 
(Ostberlin) und die sowjetische 
A ero flo t die Strecke Schönefeld 
— Moskau befliegen sollte. GroB- 

. britannien lehnte dieses Ange­
bot nach Beratungen m it der 
Bundesrepublik und den USA 
ab, um die Bedeutung Schöne­
felds nicht zu vergrößern. E in 
Kompromißplan Großbritan­
niens, bis Tem pelhof zu fliegen 
und die Passagiere m it Autobus 
nach Schönefeld bringen zu las­
sen, wurde von der Sow jet­
union abgelehnt.

Beträchtliche44 Ätomsireitkräfie
General Norstad; W eniger Bodentreppen

Paris (A P ).  D ie N A T O  ve r­
füge über „beträchtliche Atom - 
lu ftstreitkräfte“ und w efde 
nicht zögern, diese zu Vertei- 
digungszweeken einzusetzen, 
hat der künftige NATO-Ober- 
befehlshaber in Europa, Gene­
ral Norstad, erklärt.

W ie  er w eiter m itteilte, w ird

Italiens Linke erlitt Verluste
Das Ergebnis der Wahlen Mittelparteien hielten Stellung

Rom (AP/DPA). Etwa 87 P r o ­
zent der Stimmberechtigten 
Ita liens haben sich an den Ge­
meinde- und Provinzialrats- 
wahlen beteiligt.

Nach den Ergebnissen konn­
ten die Parteien der M itte ihre 
Positionen im  allgemeinen be­
haupten, während der L inks­
block (Kommunisten und L inks­
sozialisten) Verluste erlitt und 
die äußerste Rechte Gewinne 
erzielte, die sich jedoch in 
mäßigen Grenzen hielten. D ie 
Christlichen Demokraten, die 
stärkste Parte i des Landes, er­
rang vor allem auf Sizilien 
große Erfolge. D ie Zahl der fü r

sie abgegebenen Stimmen stieg 
in  Palerm o um über 50 Prozent, 
und die Stadt Marsala konnten 
sie den Linksradikalen ent­
reißen.

Geschenk für die U d S S R
Bonn (D PA ). D ie Bundes­

regierung w ird  in  den nächsten 
Tagen der Sowjetunion eine 
hochmoderne Apparatur fü r 
Röntgentiefentherapie zur
Krebsbekämpfung im  W erte 
von 75 000 DM  schenken. M it 
diesem Geschenk w ill sich die 
Bundesregierung fü r die Gast­
freundschaft in  Moskau be­
danken« V

die zahlenmäßige Stärke der 
zur Verteid igung Mitteleuropas 
erforderlichen Bodenstreit- 
kräfte je tz t nur m it einem 
D rittel der 1951 geschätzten 
Zahlen angesetzt.

Marokko gleichberechtigt
Paris (D PA ). D ie Außenmini­

ster Frankreichs und Marokkos, 
Pineau und Balafrej, haben in 
Paris  ein diplomatisches A b ­
kommen unterzeichnet, das in  
der P rax is einem Bündnisver­
trag gleichkommt und die künf­
tigen Beziehungen zwischen bei­
den Staaten auf der Grundlage 
vö lliger Gleichberechtigung 
regelt. Dem Abkommen soll in 
Kürze auch ein militärischer 
V ertrag  folgen.

Beide Vertragspartner ver­
pflichten sich, keine außen­
politische Entscheidung zu tre f­
fen, die den Interessen des an­
deren Partners abträglich ist. 
Ferner w ird  in  dem Abkommen 
festgelegt, daß Frankreich an 
Plätzen, an denen Marokko 
keine eigenen Missionschefs 
haben w ird, die diplomatische 
Vertretung des marokkanischen 
Staates übernimmt«



So sind sie w irltlicht

Der Schatten de§ Präsidenten
E s g ib t w en ig B ilder von ihm 

selbst. Im m er fangen ihn 
die Fotografen im Schatten des­
sen ein, der als „Präsident der 
R epublik“ die harmloseste Ro lle 
zu spielen hat. Otto W inzer ist 
als Staatssekretär Chef ,der 
Privatkanzlci des Zonenpräsi­
denten W ilhelm  Pieck. D er alte 
P ieck ist in den letzten Jahren 
so senil geworden, daß man ihn 
ohne diesen Otto W inzer fak­
tisch gar nicht mehr unter die 
Leu te schicken könnte. Der ehr­
ge iz ige W inzer aber verflucht 
den Tag, an dem seine La u f­
bahn an die eines kranken und 
geschwätzigen Greises gekettet 
wurde.

«Genosse B rille“

W inzer ist ein Arbeiterkind 
aus Berlin - Reinickendorf. Im  
A pril 1902 geboren, absolvierte 
er die Volksschule, um Schrift­
setzer zu lernen. Seine K a r­
riere begann in den Gewerk­
schaften und der „Sozia listi­
schen Arbeiterjugend“ (SAJ). 
Seine Ko llegen  nannten ihn 
„Genosse B rille“ , w eil er aus 
E itelkeit stets einen kleinen 
K n eifer trug. 1920 wechselte er 
zum „Kommunistischen Jugend­
verband“ über, um sich zwei 
Jahre später endgültig der 
K P D  zu verschreiben.

W inzers Au fstieg w ar glatt 
und gefahrlos, w eil er es ver­
stand, sich aus dem Intrigen- 
und Fraktionskampf des Appa­
rates herauszuhalten. E in V ier­
teljahrhundert später machte 
ihn diese Vorsicht fü r das Am t 
eines SED-Staatssekretärs prä­
destiniert. D er kommunistische 
Setzerlehrling wurde nachein­
ander Redakteur, Verlagsleiter 
und —  ganz gegen seinen W il­
len —  Chef einer illegalen Or­
ganisation.

Inzwischen w ar nämlich H it ­
le r  zur Macht gekommen, die 
KP-Führer, bis auf Thälmann 
und eine Handvoll seiner M it­
kämpfer, machten sich aus dem 
Staube, und W inzer, fü r den 
kein Em igrationsbefehl vorlag, 
mußte über Nacht eine der 
größten Berliner K P -W ider- 
standsgruppen übernehmen. Es 
w ar die einzige Tat, die Otto 
W inzer ehrlich fü r sich ver­
buchen kann. B is 1935 führte

OTTO WI MZEi

er seine Gruppe m it Umsicht 
und Kaltblütigkeit. Dann reiste 
er über Prag, Paris und Am ­
sterdam nach Moskau, um wäh­
rend des K rieges als „Genosse 
Lorenz“  an der Kom intern­
schule und in K riegsgefangenen­
lagern zu agitieren. N ur ein­
mal begab er sich auf das 
heiße P flaster politischer P ro ­
phetie, als er im  Mai 1952 im  
Moskauer Rundfunk fü r den 
darauffolgenden Herbst den 
großen kommunistischen A u f­
stand in Deutschland ankün- 
digte. D er Aufstand war natür­
lich nie gesehen.

W artet auf die Doktorwürde

W inzer saß in  der Sow jet­
maschine, die Ende A pril m it 
U lbricht und den ersten K P -  
Rückkehrern hinter der soeben 
von den Rotarm isten über­
schrittenen Oder landete. Das 
zeigt, w ie w ichtig  den Sowjets 
der „Genosse Lorenz“ damals 
gewesen sein muß. Trotzdem  
wurde er „nur“ Stadtrat für 
Volksbildung im  Nachkrlegs- 
Berlin, bis ihn die Oktoberwahl 
1946 auch noch aus diesem Amt 
vertrieb. Seit jenem  Tage hofft 
W inzer auf den Posten des 
Volksbildungsministers und —• 
auf die Doktorwürde. Der eitle 
Mann kann es nicht verwinden, 
daß. ein ige Dutzend weitaus 
w eniger intelligenter SED-

Funktionäre seither die Doktor­
oder Professoren - W ürde ver­
liehen bekamen. „Dr. W inzer“ 
— warum tu t ihm  die Parte i 
nicht diese Ehre,

W inzer kam ins Zentralkomi­
tee der K P D  und dann m it 
ein iger Verzögerung auch in  
das neue Zentralsekretariat der 
SED. A ls Werbe/PressejRund- 
funk-Chef und späterer Le iter 
des innerparteilich w ichtigen 
SED-Pressedienstes schuf er 
sich die Qualifikation, um nach 
der ersten SED-Säuberung als 
Stellvertreter Herrnstadts in  die 
Redaktion des „Neuen Deutsch­
land.“  zu gehen. Ob er dort 
Herrnstadt überwachen sollte, 
w ird  unklar bleiben. Jedenfalls 
gab er seinem ehemaligen Chef­
redakteur kaltlächelnd dfen 
Todesstoß, als dieser hach dem 
17. Juni 1953 in der Versenkung 
verschwinden m ußte: „H errn­
stadt w ar zum Sprachrohr des 
konterrevolutionären Sozial­
demokratismus geworden . . .  I“

M al so, mal so . . «
W inzer wurde der Theoretiker 

gegen den „Sozialdemokratis­
mus“ , um nur geringe Zeit 
später als Avantgardist der 
„Aktionseinheit“  hervorzutre­
ten. Selbst die SED fand, daß 
er in  den Jahren 1953 bis .1955 
sein Gesicht verlor. Das In te l­
lektuellengesicht m it der go ld ­
gefaßten B rille  . . .

Das alles geschah, als W inzer 
bereits den alten Pieck behüten 
mußte, damit dieser keine grö ­
ßeren Torheiten mehr begehen 
kann. Seit Oktober 1949 sitzt 
W inzer im  Niederschönhausener 
Präsidentenschloß. W ie  der 
Zeremonienmeister eines Ope­
rettenfürsten schwimmt er hin­
ter dem alten Manne her, flü ­
stert ihm die Ansprachen vor 
und drückt ihm die Manu­
skripte der „Präsidentenreden" 
in  die Hand, Warum man ihn 
ans L ich t der Öffentlichkeit 
zerrte? W e il jeder B rief, den 
P ieck — vrie kürzlich —  an 
Bundespräsident. Heuss schrieb 
und jede sonstige Lebens­
äußerung des „Staatspräsiden­
ten der D D R " eigentlich .von 
Otto W inzer stammt. Und w ie 
könnte der W issende einen 
Pieck zitieren, ohne den SED- 
Beamten W inzer zu erwähnen?



Was m a n  lu  d e r  „D o m o v is a “  so e r le b en  kann  
D ie SED-Humoristen vom „Eulenspiegel“  brachten dieser 

Tage eine Fotoreihe: D rei Ortsschilder des Dorfes i i rauschwitz 
bei Weißwasser, w ie  überall in der „Domoviua“  zweisprachig, 
sorbisch und deutsch. Das „Krau  schwitz“  dabei stimmte auf 
allen dreien, nur das andere war 1. Krusivxoy, 2. Krusw ica und 
3. Krusw icy geschrieben. Kommentierte der „Eu lenspiegel": 
«Zweisprachig- sind die Schilder meist. Deutsch, daß der Sorbe 
weiß, w ie's heißt!“  Nur wer die „Sorbenrepublik“  und ihre 
S o rge » kennt, weiß, daß ein solcher W itz  erst, in den letzten 
Monaten möglich geworden ist.

Im  Rechteck Guben—Lübben— kanntem Grund. V iele Pro jekte
Zittau—Bischofswerda, in der 
Lausitz, liegt die „Domovina". 
D ie sorbische Minderheit der 
Lausitz, längst im deutschen 
Volkstum aufgegangen, wurde 
nach der Besetzung durch die 
R ote Armee im Jahre 1945 zum 
Objekt nationalistischer Be­
strebungen deutsch-polnischer 
Kommunisten. D ie 1946 als 
„antifaschistische Organisation“ 
auftretende „Domovina“ konnte 
m it H ilfe  sowjetischer Besat- 
zungsbehördenUnd der SED be­
reits 1948 die Gründung einer 
nach ih r benannten „Sorbenre­
publik“ erreichen. Bei der SED- 
Regierangsm idung wurde die 
„Domovina“ bestätigt und 1950 
als selbständige Regierungs­
form , als „Zentralrat der W en­
den", anerkannt.

Deutsche werden „Sorben“

In  den ersten Nachkriegs Jah­
ren  schuf man, „Sorben“ , indem 
man jenen Bürgern, die sich als 
solche bekannten, Lebensm ittel- 
spenden und andere Vergünsti­
gungen zukommen ließ. Gleich­
ze itig  wurde mi.t dem Entstehen 
eines poiniseh-tschechisoh-deut- 
sehen Industriekombinates der 
Anschluß der Lausitz an Polen 
propagiert. Wenn die SED diese 
Bestrebungen später auch offi­
zie ll unterbinden mußte, so ist 
der Gedanke daran nie aufgege­
ben worden. Denn: die „Domo­
vina“ w ar ein Lieblingskind 
Stalin'scher Nationalitätenpoli­
tik.

Und heute? Stalins Nationall- 
täten-Theorie ist von seinen 
Nachfolgern w iderrufen worden. 
In  der Sowjetunion bemüht man 
sich, ein ige der gemachten Feh­
ler zu revidieren. W ird  auch die 
„Domovina“ fallen? Heute be­
steht in Bautzen eine „Haupt­
abteilung für Sorbische Fragen” 
des Sowjetzonen-Innenministe- 
riums. Ihre A rbeit stagniert 
seit zwei Monaten aus nicht fee-

„sorbischer Umerziehung“ wur­
den auigegeben. Ein „Eulenspie­
g e l“ darf sich über die sorbi­
schen Schildbürger sogar lustig 
machen. Ein „Verbrechen“ , das 
in der Vergangenheit in weit 
leichterer Form  mit drakoni­
schen Strafen belegt werden 
mußte.

„Man spricht deutsch“
Dabei hat „Eulenspiegel" nur 

etwas ausgesprochen, was je ­
der SED-Funktionär längst be­
griffen  hat: D ie „Sorben“ wollen 
gar nicht sorbisch werden. D ie 
Schulkinder empfinden die un­
nütze „Fremdsprache“ als B e­
lastung, die sorbischen A bge­
ordneten lesen ihre sorbischen 
Ansprachen vom  Blatt, w eil sie 
„ih re“  Sprache gar nicht beherr­
schen. Und ein Dolmetscher 
muß das Ganze dann w ieder für 
die „Deutschen“ rückübersetzen. 
D ie e lf Jahre lang geförderte 
„sorbische Volkskunst“ existiert 
in  einigen Trachten- und Volks­
tanzgruppen, sorbische Bücher 
werden überhaupt nicht gek au ft,. 
und der „Zentralrat der W en­
den“ gehört fast der Geschichte 
an.

Immerhin ist es noch nicht 
lange her; daß ein ige die Kon­
junktur w itternde „Sorben“ ihre

SSD, herhören!
Der kleine TAG  w ird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht aut die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andrere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruh ig  bei der Polizei 
oder _ beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird er ‘auch dort gern 
gelesen.
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Abstammung soweit vergaßen, 
daß sie Schilder in ihre Schau­
fenster hingen: „Man spricht
deutsch“. Solche F ä lle  sind nicht 
erfunden. Heute könnte man — 
trotz a ller Slawisierungs-Be- 
strebungen —  Schilder äufstel- 
len: „H ier  spricht man sor­
b isch!“ Und was der „Eulenspie­
g e l“ auf einmal entdeckte, könnte 
er an jeder „domovinischen“ 
Straßenecke finden.

D ie Polen aber jenseits der 
„sorbischen Grenze“ sehen die 
diesseits der Neiße gelegfenen- 
Braunkohlenreviere politisch und 
wirtschaftlich entschwinden. Die 
Hoffnung auf den Tag, da eine 
„fre ie  Domovina“ den Anschluß 
an Polen sucht, dürfte von 
gestern sein. Auch wenn die 
SED im Grunde genommen gar 
nichts dagegen halte . . .

Ohne Einheit keine Enispannun
JEiasiimjiisge Erklärung ja Luxem burg 

Luxem burg (D PA ). Der Kon-
greß der „Nouvelles Equipes 
Internationales" (N E I) bat in 
Luxem burg einstimmig eine E r­
klärung angenommen, in der ps 
heißt, daß die deutsche W ieder­
vereinigung eine der AB>rbe- 
dingungeh für eine echte Ent­
spannung in der W elt ist. D ie 
internationale Vereinigung der 
christlich-sozialen und christ­
lich-demokratischen Parteien

bestätigt die Überzeugung, daß 
es keinen wahren Frieden ohne 
die Befreiung der versklavten 
Länder gibt. Das Becht a ller 
demokratischen Parteien, ihre 
politische Tätigkeit in voller 
Freiheit aufzunehmen, müsse 
aberkannt werden. D ie N E I 
fordern außerdem, daß in kür­
zester Zeit alle politischen Ge­
fangenen und Deportierten be­
fre it werden.

Kruswioy, Kruswica oder Kmmkp.



Die große Anfrage
( F o 24tsö tzu n g  von Seite 2)

übersehen können. W ir  stehen 
nicht in  dem Verdacht, der so­
wjetischen P o litik  m it leichter 
Gläubigkeit Vorschub zu le i­
sten. Aber w ir  sind der Mei­
nung, daß es der von uns er­
strebten Entwicklung sicher 
nicht nachteilig sein w ird, wenn 
die Beziehungen zwischen Bonn 
und Moskau, die erst nach der 
W iedervereinigung Deutsch­
lands normal sein können, 
heute wenigstens korrekt sind. 
Es muß nicht unbedingt eine 
„eis ige Atmosphäre“ sein, die 
sie kennzeichnet. Es g ib t hier 
Temperaturen, in denen das d i­
plomatische Geschäft vielleicht 
besser gedeiht.

Aus diesem Grunde haben w ir 
ein ige Bedenken gegen das In ­
terview  des Bundeskanzlers m it

der amerikanischen Wochenzei­
tung „T im e". Selbstverständlich 
w ird  es, w ie er sagte, keine 
separaten zweiseitigen „V er­
handlungen“ mit der Sow jet­
union über die W iedervereini­
gung Deutschlands geben —  
was nicht ausschließen darf, 
daß es „Gespräche“ geben wird. 
D ie Feststellung aber, daß 
Moskau auf ein Angebot sol­
cher Verhandlungen überhaupt 
keine Antw ort von Bonn erhal­
ten werde, geht doch wohl über 
die berechtigte Zurückhaltung 
hinaus. Keine Antwort ist, w ie 
man sagt, auch eine Antwort. 
A ber es g ib t Antworten, die 
besser sind als keine Antwrort. 
Jedenfalls sind sie „dip lom ati­
scher“ . Das ist nicht unwichtig. 
Der * W eg  zur W iederverein i­
gung Deutschlands führt heute 
nur über die Diplomatie. Das

bedeutet zugleich, daß man das 
„Diplomatische“ nicht einfach 
übersehen darf. W ir  haben h ier­
zu in unserer heutigen L a ge  
am allerwenigsten einen Anlaß 
—  gerade auch im  H inblick auf 
die gesamtdeutschen Sorgen 
und Aufgaben, m it denen sich 
der Bundestag befaßt hat.

Einigung lllierMoiii-instifut
Berlin <Eigenmeldung/DFA>. 

Der vom Senat eingesetzte 
Sonderausschuß, der die V or­
schläge über die Errichtung des 
Atomforsehungs-Insiituts ia  
Berlin koordinieren soll, hat 
eins weitgehende Ein igung über 
die strittigen Fragen erzielt. 
W ie  verlautet, w ird  das Atom- 
iorsctamgs-Institut ln Berlin 
auf breiter Basis und in enger 
und gleichberechtigter Zusam­
menarbeit zwischen W issen­
schaft und W irtschaft errichtet.

E s  i s t  w a s  l o s  

i n  W e s t “ B e r l i n

„So isi das immer, Herr Bundesprä- 
siäerri, die Äusflugssiraßen sind ver­
stopft, der Grunewald überfüllt, die 
einzige frische L «fi gibfs hier oben 

auf dem Funkiurm!"



BXLBEB DER WOCHE: Oben: Berlin erhält Europapreis. übergäbe der Urkunde an 

den Regierenden Bürgermeister Suhr, — Unten: Auf den ersten drei Schifien der neuen 

(. Bnadesmarine wurden die Dienstflaggen gehißt.


